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I. Einführung
Die Frage nach dem Verhältnis von ärztlicher Fürsorge und 
Selbstbestimmungsrecht des Patienten gehört zu den ältesten 
und umstrittensten Fragen des Medizinstrafrechts. Mit seiner 
Entscheidung aus dem Jahr 1894 hat das Reichsgericht der Pati-
entenautonomie insofern Vorrang eingeräumt, als die ärztliche 
Heilbehandlung nicht aus sich heraus, sondern nur durch eine 
darauf bezogene Einwilligung gerechtfertigt werden, anderen-
falls aber ─ sofern ein körperlicher Eingrif f vorliegt ─ eine 
Strafbarkeit wegen Körperverletzung begründen kann.1） Mit dem 
Patientenrechtegesetz wurde dieser Grundsatz im Jahr 2013 posi-
tiv-rechtlich verankert (§ 630d Abs. 1 S.1 BGB).2） Der Vorrang 
der Patientenautonomie gerät jedoch in Gefahr, wenn der Rechts-
＊　Prof. Dr., Universität Bonn
1）　RGSt 25, 375 (378); zur Diskussion um die Tatbestandsmäßigkeit des ärztli-
chen Heileingriffs Paeffgen, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen (Hrsg.), Nomos 
Kommentar zum StGB, 4. Aufl. 2013, § 228 Rn. 56 ff. m.w.N.
2）　Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten vom 20. 
Februar 2013 (BGBl. I S. 277).
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gutsträger nicht mehr in der Lage ist, sein Selbstbestimmungs-
recht in freier Verantwortung auszuüben. Das Gesetz sieht für 
diesen Fall vor, dass die Einwilligung einer anderen, zur Ertei-
lung der Einwilligung berechtigten Person einzuholen ist (§ 630d 
Abs. 1 S. 2 BGB).3） In diesem Fall stellt sich bei der medizini-
schen Behandlung einwilligungsunfähiger Personen die Frage, 
ob der ärztliche Eingriff auf der Grundlage einer vom Betreuer 
erteilten Einwilligung auch gegen den Willen des betreuten Pati-
enten durchgeführt werden darf.
Dieser Frage soll der folgende Beitrag nachgehen. Unter dem 
Begriff der Zwangsbehandlung wird dabei eine ärztliche Maß-
nahme zur Abwendung eines Gesundheitsschadens verstanden, 
die gegen den natürlichen Willen des Patienten durchgeführt 
wird.4） Allerdings macht die umfassende Problematik in zweierlei 
Hinsicht eine Einschränkung erforderlich: Zum Ersten geht es 
bei Zwangsbehandlungen aus strafrechtlicher Perspektive nicht 
nur um die Rechtfertigung des ärztlichen Heileingriffs, sondern 
auch um die Rechtfertigung weiterer Handlungen, mit denen der 
Patient zur Duldung der Behandlungsmaßnahme gezwungen 
wird, u.a. Freiheitsberaubung (§ 239 StGB) oder Nötigung (§ 240 
StGB); der letztgenannte Aspekt soll hier ausgeblendet werden.5） 
3）　Zur stellvertretenden Einwilligung: Roxin, Strafrecht Allgemeiner Teil Bd. I, 4. 
Aufl. 2006, §13 Rn. 92 ff.
4）　S. die Legaldefinition der ärztlichen Zwangsmaßnahme in §1906 Abs. 3 i.V.m. 
Abs. 1 Nr. 2 BGB; s. auch die Stellungnahme der Zentralen Ethikkommission bei 
der Bundesärztekammer zur Zwangsbehandlung bei psychischen Erkrankungen, 
Deutsches Ärzteblatt 2013, A 1334 f.; Dodegge, NJW 2013, 1265 (1266).
5）　S. dazu Böse, in: FS Roxin II (2011), S. 523 (531 ff.); insoweit wird eine Recht-
fertigung nunmehr nur noch nach Maßgabe des § 1906 BGB in Betracht kom-
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Zum Zweiten kann die Situation, in der eine Zwangsbehandlung 
stattfindet, sehr unterschiedlich sein. Die folgenden Ausführun-
gen nehmen nur die Grundkonstellation in den Blick, in der ein 
einwilligungsunfähiger Patient gegen seinen Willen ärztlich be-
handelt werden soll. Sonderregelungen für Personen, die auf-
grund einer öf fentlich-rechtlichen Anordnung untergebracht 
sind (vgl. § 18 Abs. 4 und 5 des Gesetzes über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Krankheiten in Nordrhein-Westfa-
len ─ PsychKG NRW6）) oder sich im Straf- oder Maßregelvoll-
zug befinden (vgl. § 78 Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen
─ StVollzG NRW7）) und deshalb besonders schutzbedürftig sind, 
bleiben hingegen unberücksichtigt.8） Da sich die Diskussion in 
Deutschland in den letzten Jahren auf die Zwangsbehandlung 
einwilligungsunfähiger Erwachsener konzentriert hat, werden 
im Folgenden nur volljährige Patienten behandelt und die Beson-
derheiten des ─ verfassungsrechtlich besonders geschützten 
(Art. 6 Abs. 2 GG) ─ elterlichen Sorgerechts (§§ 1626, 1631 
BGB) ausgeklammert.9） Der Beitrag ist in zwei Teile gegliedert: 
Der erste Teil ist der Frage gewidmet, inwieweit auch einwilli-
gungsunfähigen Patienten ein Recht auf Selbstbestimmung zu-
menn. (s. unten III.).
6）　PsychKG vom 17.12.1999 (GV. NRW S.662), geändert durch Gesetz vom 22. 
November 2011 (GV. NRW S. 587).
7）　Gesetz zur Regelung des Vollzuges der Freiheitsstrafe in Nordrhein-Westfalen 
vom 13. Januar 2015 (GV. NRW S.75).
8）　S. zur Zwangsbehandlung im Maßregelvollzug Pollähne, in: Henking/Vollmann 
(Hrsg.), Gewalt und Psyche ─ Die Zwangsbehandlung auf dem Prüfstand, 2014, 
S.17 ff.; Schöch, GA 2016, 553 ff.
9）　S.dazu mit Blick auf die neue Rechtsprechung des BVerfG und des BGH B. 
Hoffmann, NZFam 2015, 985 ff.
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steht (II.). In einem zweiten Schritt werden sodann die Vorausset-
zungen und Grenzen einer Rechtfertigung von Zwangsbehand-
lungen untersucht (III.).
II. Selbstbestimmung bei Einwilligungsunfähigkeit
Aus dem Selbstbestimmungsrecht des Patienten folgt, dass eine 
Behandlung gegen den Willen des einwilligungsfähigen Patien-
ten grundsätzlich ausgeschlossen ist. Eine Zwangsbehandlung 
kommt daher ─ wenn überhaupt ─ nur bei einem Patienten in 
Betracht, der selbst nicht rechtswirksam in die Behandlung ein-
willigen kann, weil er nicht einwilligungsfähig ist. Die Kriterien 
für die Feststellung der Einwilligungsunfähigkeit sind schon aus 
diesem Grund von zentraler Bedeutung, stellen aber auch die 
Weichen für die Antwort auf die weitere Frage, inwieweit trotz 
festgestellter Einwilligungsunfähigkeit eine Selbstbestimmung 
des Patienten möglich und zu respektieren ist.10）
1. Die Einwilligungsunfähigkeit und ihre Relativität
Mit der Einwilligung wägt der Rechtsgutsinhaber die Vorteile 
und Nachteile, die sich aus dem Eingriff ergeben, nach Maßgabe 
seiner Wertordnung gegeneinander ab und entscheidet dann auf 
der Grundlage dieser Abwägung, ob er die Einwilligung erteilt.11） 
Dementsprechend erfordert die Einwilligungsfähigkeit zunächst 
ein kognitives Element: Der Rechtsgutsinhaber muss erfassen 
können, welchen Wert oder Rang die von der Einwilligungsent-
scheidung berührten Güter und Interessen für ihn haben, um 
welche Tatsachen es bei der Entscheidung geht, welche Folgen 
10）　S. zum Folgenden bereits Böse, in: FS Roxin II (2011), S. 523 (524 ff.).
11）　Grundlegend Amelung, ZStW 104 (1992), 525 (544 ff.).
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und Risiken sich daraus ergeben und welche Alternativen es gibt, 
um das angestrebte Ziel zu erreichen.12） Die Einwilligungsfähig-
keit erfordert daneben ein voluntatives Element, d.h. der Patient 
muss in der Lage sein, sich auf der Grundlage der über den ge-
planten Eingriff gewonnenen Einsicht zu bestimmen.13）
Die genannten Kriterien zeigen, dass die Einwilligungsfähigkeit 
bzw. -unfähigkeit in Abhängigkeit von dem jeweils vorzunehmen-
den Eingriff zu bestimmen ist. Ärztliche Eingriffe stellen je nach 
Schwere und Kompliziertheit unterschiedliche Anforderungen 
an die Einsichtsfähigkeit des Patienten: Dieser kann also in Be-
zug auf den einen Eingriff einwilligungsfähig, in Bezug auf einen 
anderen Eingriff jedoch einwilligungsunfähig sein (Relativität der 
Einwilligungsfähigkeit).14）
2. Die Autonomie des Einwilligungsunfähigen
Mit der Feststellung der Einwilligungsunfähigkeit entsteht die 
Notwendigkeit, dass eine andere Person an seiner Stelle diese 
Entscheidung trifft. Das Autonomieprinzip beansprucht jedoch 
auch in diesem Fall weiterhin Geltung,15） denn die Fähigkeit des 
12）　Amelung, ZStW 104 (1992), 525 (551 ff., 558); ders., Vetorechte beschränkt Ein-
willigungsfähiger in Grenzbereichen medizinischer Intervention; 1995, S. 10 f.
13）　Amelung, ZStW 104 (1992), 525 (555 f., 558); ders., Vetorechte (Fußn. 12) S. 11.
14）　Amelung, ZStW 104 (1992), 525 (557); Paeffgen, in: Kindhäuser/Neumann/Pa-
effgen (Fußn. 1), § 228 Rn. 14; Prinz von Sachsen Gessaphe, Der Betreuer als ge-
setzlicher Vertreter für eingeschränkt Selbstbestimmungsfähige, 1999, S. 347; zur 
Feststellung der Einwilligungsunfähigkeit in der klinischen Praxis: Pollmächer, 
in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 169 (175 ff.); s. auch Vollmann, ebenda, S. 153 
(156 ff.).
15）　BVerfG FamRZ 2016, 1738 (1742).
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Patienten zur Selbstbestimmung lässt sich nicht in dem binären 
Code “kompetent”/“inkompetent” abbilden, sondern ist ─ als 
Folge der Relativität der Einwilligungs(un)fähigkeit ─ graduell 
abzustufen: Der Patient ist in Bezug auf den jeweiligen Eingriff je 
nach seiner Einsichtsfähigkeit mehr oder weniger in der Lage, an 
der Entscheidung über dessen Vornahme mitzuwirken oder 
nicht.16） Diesen ─ begrenzten ─ Fähigkeiten ist bei der Frage 
nach der Zulässigkeit der ärztlichen Behandlung Rechnung zu 
tragen.17）
Dass das Selbstbestimmungsrecht des Patienten mit der Feststel-
lung der Einwilligungsunfähigkeit rechtlich bedeutungslos wür-
de, widerspräche auch völkerrechtlichen Vorgaben, nämlich der 
von Deutschland ratifizierten UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK).18） Danach haben die Vertragsstaaten die Rechts- und 
Handlungsfähigkeit von Personen zu gewährleisten, die aufgrund 
einer geistigen Behinderung einwilligungsunfähig sind, und ih-
nen die für deren Ausübung erforderliche Unterstützung zu ge-
währen (Art. 12 UN-BRK). Diese Unterstützung besteht nicht in 
einer paternalistischen Entscheidung, die für den einwilligungs-
unfähigen Patienten getrof fen wird, sondern darin, dessen 
Selbstbestimmung soweit wie möglich zu fördern.19） Aus diesem 
Grund hat etwa auch der einwilligungsunfähige Patient ein Recht 
16）　Rehbock, Ethik in der Medizin 2002, 131, 136, 138.
17）　Amelung, Vetorechte (Fußn. 12) S. 24 f (Anknüpfung an Teilfähigkeiten).
18）　Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen (BGBl. 2008 II S. 1420); zur Heranzie-
hung des Übereinkommens als Auslegungshilfe BVerfGE 128, 282 (306 f.).
19）　Eingehend Schmahl, BtPrax 2016, 51 ff.; vgl. auch BVerfG FamRZ 2016, 1738 
(1743 f.).
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auf Aufklärung über den vorzunehmenden Eingriff (§ 630e Abs. 5 
BGB).20） Die Autonomie des Patienten gilt damit im Grundsatz 
unabhängig davon, in welchem Ausmaß dieser zur Selbstbestim-
mung fähig ist; lediglich der Umfang der aus dem Selbstbestim-
mungsrecht folgenden Verfügungsrechte bestimmt sich nach 
diesen Fähigkeiten. Ist der Patient einwilligungsunfähig, d.h. 
nicht fähig, in vollem Umfang allein über die Einwilligung in die 
Heilbehandlung zu entscheiden, so wird aus dem Recht auf 
Selbstbestimmung ein Recht, nach Maßgabe der eigenen Fähig-
keiten den eigenen Willen bei der Entscheidung über den Ein-
griff zur Geltung zu bringen.21）
3. Der Wunsch des Einwilligungsunfähigen als Veto
Diese grundsätzlichen Erwägungen bestimmen auch die einfach-
gesetzliche Ausgestaltung des Betreuungsrechts. Eines der 
Grundanliegen der gesetzlichen Regelung besteht darin, die Au-
tonomie der betreuten Person in weitestmöglichem Umfang zu 
erhalten.22） So wird ein Betreuer nur für die Aufgabenkreise be-
stellt, in denen die Betreuung erforderlich ist (§ 1896 Abs. 2 S. 1 
20）　BVerfGE 128, 282 (310); Deutsch/Spickhof f, Medizinrecht, 7. Aufl. 2014, Rn. 
497; Taupitz, Empfehlen sich zivilrechtliche Regelungen zur Absicherung der Pa-
tientenautonomie am Ende des Lebens?, Gutachten A zum 63. Deutschen Juris-
tentag, in: Verhandlungen des 63. DJT (2000), A 59 f.; s. zu entsprechenden Defi-
ziten in der Behandlungspraxis die Stellungnahme der Zentralen Ethikkommissi-
on (Fußn. 4), A 1335.
21）　Schmahl, BtPrax 2016, 51 (52).
22）　S. den Entwurf des Gesetzes zur Reform des Rechts der Vormundschaft und 
Pflegschaft für Volljährige (Betreuungsgesetz ─ BtG), BT-Drucks.11/4528, S.52; 
Lipp, Freiheit und Fürsorge: Der Mensch als Rechtsperson (2000), S.17; Prinz 
von Sachsen Gessaphe (Fußn. 14), S.23.
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BGB), d.h. das Ausmaß der Fürsorge wird individuell „dosiert“.23） 
Dies entspricht der am Einzelfall ausgerichteten Prüfung der Ein-
willigungsfähigkeit (s.o. unter 1.). Aber auch soweit die Fähigkeit 
zur Selbstbestimmung nicht gegeben ist und dementsprechend 
ein Betreuer für die Sorge in Gesundheitsangelegenheiten be-
stellt wird, hat der Betreuer grundsätzlich den Wünschen des 
Betreuten zu entsprechen.24） Der Wunsch des Betreuten erhält 
damit als geäußerter Wille maßgebliche Bedeutung.
Nun steht aber die Pflicht des Betreuers, den Wünschen des Be-
treuten zu entsprechen, unter dem Vorbehalt, dass dies dem 
Wohl des Betreuten nicht zuwiderläuft (§ 1901 Abs. 3 S. 1 BGB). 
In dieser Einschränkung spiegelt sich der Umstand wider, dass 
der Betreute nicht in vollem Umfang zur Selbstbestimmung fähig 
ist, sondern der Fürsorge durch den Betreuer bedarf. Das Wohl 
des Betreuten ist indessen nicht allein anhand objektiver Kriteri-
en (Gesundheit und Leben) zu bestimmen. Nach § 1901 Abs. 2 S. 2 
BGB gehört zum Wohl des Betreuten auch die Möglichkeit, im 
Rahmen seiner Fähigkeiten sein Leben nach seinen eigenen 
Wünschen und Vorstellungen zu gestalten. Neben das objektive 
Interesse an der Bewahrung von Gütern tritt also das subjektive 
Interesse an der Entfaltung der eigenen Persönlichkeit.25） Dem 
Betreuten sollen durch die Betreuung diejenigen Freiheiten er-
23）　S. zum Grundsatz der Erforderlichkeit die Gesetzesbegründung, BT-Drucks. 
11/4528, S. 58 ff.; eingehend Prinz von Sachsen Gessaphe (Fußn. 14), S. 214 ff.
24）　S. zum grundsätzlichen Vorrang des natürlichen Willens die Gesetzesbegrün-
dung, BT-Drucks.11/4528, S. 67; Schwab, in: Münchener Kommentar zum BGB, 
6. Aufl. 2012, § 1901 BGB Rn. 11, 14 m.w.N.
25）　S. die Gesetzesbegründung, BT-Drucks. 11/4528, S.133.
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öffnet werden, die auch nicht betreuten Personen zustehen.26） 
Die Betreuung dient insofern der Herstellung von Rechtsgleich-
heit.27）
Bezogen auf das Selbstbestimmungsrecht des Patienten bedeutet 
dies Folgendes: Da der einwilligungsfähige Patient frei ist, eine 
medizinische Behandlung abzulehnen, kann diese Freiheit be-
treuten Personen nicht kategorisch abgesprochen werden.28） 
Dementsprechend hat das BVerfG die “Freiheit zur Krankheit” 
ausdrücklich auch nicht einwilligungsfähigen Patienten zuer-
kannt.29） Die fehlende Krankheitseinsicht darf nicht zum Anlass 
genommen werden, psychisch Kranken die Gleichbehandlung 
mit (einwilligungsfähigen) somatisch Kranken von vornherein zu 
versagen.30） In der Orientierung an den Vorstellungen und Wün-
schen des Betreuten werden Parallelen zur mutmaßlichen Einwil-
ligung erkennbar.31） Dieser Rechtfertigungsgrund greift nicht 
ein, wenn eine nach objektiven Kriterien „vernünftige“ Entschei-
dung dem Willen des Rechtsgutsträgers erkennbar entgegen-
steht.32） Eine ähnliche Funktion haben die Wünsche und Vorstel-
lungen des Betreuten bei der Bestimmung seines Wohls: Äußert 
die betreute Person den ernsthaften Wunsch, nicht ärztlich be-
handelt zu werden, oder widersetzt sie sich sogar vehement einer 
solchen Behandlung, so kann diese grundsätzlich nicht unter Be-
26）　Honds, Die Zwangsbehandlung im Betreuungsrecht, 2008, S. 89.
27）　Lipp (Fußn. 22), S. 154 f.
28）　Lipp (Fußn. 22), S. 156.
29）　BVerfGE 58, 208 (226); 128, 282 (304).
30）　Marschner, Psychische Krankheit und Freiheitsentziehung, 1985, S. 130 f.
31）　Vgl. Lipp (Fußn. 22), S. 49; Taupitz Gutachten (Fußn. 20), A 71.
32）　Roxin (Fußn. 3), § 18 Rn. 5.
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rufung auf das ─ objektiv verstandene ─ Wohl der einwilli-
gungsunfähigen Person gerechtfertigt werden, d.h. es besteht in-
soweit ein Vetorecht. 33）
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der Wille des einwilli-
gungsunfähigen Patienten normativ nicht die gleiche Verbind-
lichkeit beanspruchen kann wie der Wille eines Einwilligungsfä-
higen; insoweit besteht ein wesentlicher Unterschied im Ver-
gleich zur mutmaßlichen Einwilligung. Das bedeutet, dass der 
Wille des Betreuten zurücktreten muss, wenn auf seiner Seite 
Rechtsgüter in einem Ausmaß gefährdet sind, dass sein Wohl ob-
jektiv eine ärztliche Behandlung gebietet.34） Die Grenzen für ei-
nen solchen Vorrang des Lebens- und Gesundheitsschutzes erge-
ben sich aus § 1906 Abs. 3 BGB, auf den noch genauer einzuge-
hen sein wird (s.u. unter III.).
4. Vetofähigkeit trotz Einwilligungsunfähigkeit?
Gegen die Annahme eines solchen Vetorechts könnte man ein-
wenden, es sei ein Widerspruch, zunächst die Einwilligungsunfä-
higkeit des Patienten festzustellen und ihm damit die Kompetenz 
für die Entscheidung über die Vornahme des ärztlichen Eingriffs 
abzusprechen, ihm aber im gleichen Atemzug eine solche Ent-
scheidungsmacht in Gestalt eines Vetorechts zuzugestehen.35） 
Die Anforderungen an die Fähigkeiten des Patienten dürften 
nicht in Abhängigkeit vom Ergebnis der Entscheidung variieren, 
33）　Golbs, Das Vetorecht eines einwilligungsunfähigen Patienten, 2006, S. 194.
34）　BVerfG FamRZ 2016, 1738 (1742); Schwab, in: MüKo-BGB (Fußn. 24), § 1901 
Rn. 14 m.w.N.
35）　Vgl. Heide, Medizinische Zwangsbehandlung, 2001, S. 172.
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indem für eine Zustimmung zu einem Heileingriff Einwilligungs-
fähigkeit verlangt wird, für dessen Ablehnung hingegen nicht.36）
Die unterschiedlichen Anforderungen lassen sich indessen fol-
gendermaßen erklären: Es ist die Vornahme der Heilbehandlung, 
nicht deren Unterlassung, die als Eingriff in die körperliche Un-
versehrtheit des Patienten einer Legitimation durch Einwilligung 
bedarf.37） Einer solchen Rechtfertigung bedarf es bei dem Unter-
lassen eines Heileingriffs grundsätzlich nicht. Aus diesem Grund 
können die Anforderungen an die Fähigkeiten des Betroffenen 
reduziert werden, da dem Veto nicht das gleiche Gewicht zu-
kommt wie der Einwilligung. Diese Sichtweise wird bestätigt 
durch gesetzliche Spezialregelungen, in denen die Anforderun-
gen an die “Vetofähigkeit” definiert und von der Einwilligungsfä-
higkeit abgegrenzt werden. So kann ein Jugendlicher erst ab 
dem vollendeten 16. Lebensjahr in eine Organentnahme einwilli-
gen, einer solchen aber bereits ab der Vollendung des 14. Le-
bensjahrs widersprechen (§ 2 Abs. 2 S. 3 Transplantationsgesetz - 
TPG).
Die Vetofähigkeit setzt also nicht die gleiche Einsichts- und Ur-
teilsfähigkeit voraus wie die Einwilligungsfähigkeit.38） Da § 1901 
36）　Schweitzer, FamRZ 1996, 1319.
37）　Hufen, NJW 2001, 853; Taupitz (Fußn. 20) A 73; Verrel, Patientenautonomie und 
Strafrecht bei der Sterbebegleitung, Gutachten C zum 66. Deutschen Juristentag 
(2006), C 70 f.
38）　Dass dem natürlichen Willen des Einwilligungsunfähigen eine solchermaßen 
eingeschränkte (und asymmetrische) rechtliche Bedeutung zukommen muss, 
zeigt sich umgekehrt auch in der Situation eines dementen Patienten, der in ei-
ner Patientenverfügung lebenserhaltende Maßnahmen angelehnt hat, nunmehr 
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Abs. 3 S. 1 BGB den natürlichen Willen ausreichen lässt, der in 
einem Wunsch zum Ausdruck gebracht wird, sind an die Vetofä-
higkeit der betreuten Person grundsätzlich keine besonderen 
Anforderungen zu stellen.39）
III. Rechtfertigung von Zwangsbehandlungen
In einem zweiten Schritt sollen nunmehr die Voraussetzungen 
und Grenzen einer strafrechtlichen Rechtfertigung von Zwangs-
behandlungen bestimmt werden. Als mögliche Rechtfertigungs-
gründe kommen die Einwilligung des Vertreters (Betreuers), die 
gesetzliche Spezialregelung im Betreuungsrecht und der recht-
fertigende Notstand in Betracht.
1. Einwilligung des Vertreters
Eine Rechtfertigung durch die Einwilligung des Rechtsgutsinha-
bers scheidet aus, da dieser einerseits einwilligungsunfähig ist 
und andererseits ausdrücklich den Willen geäußert hat, nicht 
der jeweiligen Behandlungsmaßnahme unterzogen zu werden. 
Grundlage einer Rechtfertigung qua Einwilligung kann daher 
nur die Entscheidung des zur Einwilligung berechtigten Vertre-
ters (Betreuers) sein (§ 630d Abs. 1 S. 2 BGB). Indem nicht der 
Rechtsgutsträger selbst, sondern dessen Vertreter die Einwilli-
gung erteilt, besteht jedoch die Gefahr, dass diese nicht mehr zur 
Selbstbestimmung (Disposition über die eigenen Rechtsgüter), 
aber danach verlangt, s.dazu Gärditz ZfL 2010, 47 f.; s. auch die Entwurfsbegrün-
dung zum 3. BtÄndG, BT-Drucks. 16/8442, S. 14 f.
39）　S. dazu und zu den erhöhten Anforderungen an die Vetofähigkeit in spezialge-
setzlichen Regelungen, die auf andere Weise für einen Schutz des Betroffenen 
Sorge tragen (z.B. § 4 Abs. 2 KastrG): Golbs (Fußn. 33), S.148 ff., 166 ff.
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sondern als Instrument zur Fremdbestimmung eingesetzt wird - 
so dürfte jedenfalls der Patient die ihm aufgezwungene Behand-
lung empfinden.40） Damit stellt sich die Frage, ob die Einwilli-
gung des Betreuers eine Zwangsbehandlung zu legitimieren ver-
mag, d.h. eine hinreichende Grundlage für die Rechtfertigung 
des damit verbundenen Eingriffs in die körperliche Unversehrt-
heit darstellen kann.
Die Bestellung eines Betreuers ist Instrument der staatlichen 
Fürsorge für die betreute Person. Aus dieser öffentlichen Funkti-
on des Betreuers hat der Bundesgerichtshof abgeleitet, dass der 
Betreuer ─ wie der Staat ─ bei der Wahrnehmung dieser Aufga-
be an die Grundrechte des Betreuten gebunden sei.41） Als Ein-
griff in das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit bedürfe 
die Zwangsbehandlung daher einer hinreichend bestimmten ge-
setzlichen Ermächtigung; da eine solche nicht gegeben sei, sei 
eine ärztliche Behandlung gegen den Willen des betreuten Pati-
enten unzulässig.42） Mit dieser im Jahr 2012 vollzogenen Abkehr 
von seiner bisherigen Rechtsprechung reagierte der Bundesge-
richtshof auf mehrere Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts, in denen die Zwangsbehandlung im Rahmen einer öf-
fentlich-rechtlichen Unterbringung nach Landesrecht wegen der 
unzureichenden gesetzlichen Ermächtigung für verfassungswid-
rig erklärt worden war.43） Konsequenz dieser Entscheidung ist, 
dass die Einwilligung des Betreuers nicht mehr ausreicht, um 
40）　S. auch BVerfGE 128, 282 (302 f.).
41）　BGHZ 193, 337 (347).
42）　BGHZ 193, 337 (352).
43）　BVerfGE 128, 282 (322); NJW 2011, 3571 (3571 f.); 2013, 2337 (2341).
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den Eingriff in die körperliche Unversehrtheit des betreuten Pa-
tienten zu rechtfertigen, sondern es insoweit einer gesetzlichen 
Grundlage bedarf.44） Dieses Ergebnis schlägt dann auch auf die 
strafrechtliche Bewertung durch: Ist der Betreuer nicht berech-
tigt, eine Einwilligung zur Vornahme einer Zwangsbehandlung 
zu erteilen, so kann ihr auch keine rechtfertigende Wirkung 
mehr zukommen.
Die These, wonach der Betreuer staatliche Gewalt ausübe und 
dabei an die Grundrechte gebunden sei, ist indes nicht unwider-
sprochen geblieben. Dabei wird vor allem darauf verwiesen, dass 
die Betreuung die Selbstbestimmung der betreuten Person ver-
wirklichen und sichern soll.45） Die Betreuung hat also nicht nur 
Eingriffs-, sondern auch Hilfscharakter: Soweit die betreute Per-
son rechtlich nicht handlungsfähig ist, kann der Betreuer auf-
grund der ihm übertragenen Befugnisse diese Defizite kompen-
sieren.46） Der Betreuer ist nicht Sachwalter des Staates, sondern 
der betreuten Person.47） Im Ergebnis sind allerdings auch nach 
dieser Auffassung die Voraussetzungen für besonders gravieren-
de Eingriffe bzw. Freiheitsbeschränkungen (§§1905, 1906 BGB) 
genau zu definieren; dies folgt allerdings nicht aus dem Gesetzes-
vorbehalt, sondern aus der Pflicht des Staates, durch verfahrens-
rechtliche Sicherungen und genaue gesetzliche Vorgaben einen 
44）　BGHZ 193, 337 (353).
45）　Lipp, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 69 (78 f.); Mittag, ebenda, S. 41 (42 f.).
46）　Prinz von Sachsen Gessaphe (Fußn. 14) S. 170 ff, 181; s. auch Lipp (Fußn. 22) 
S.130 ff. und oben II. 2. zur Herstellung von Rechtsgleichheit.
47）　Lipp, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 69 (78 f.); Mittag, ebenda, S. 41 (42 f.).
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wirksamen Grundrechtsschutz zu gewährleisten.48） Der Einwilli-
gung des Betreuers kommt daher auch nach dieser Ansicht nur 
rechtfertigende Wirkung zu, wenn die gesetzlichen Vorausset-
zungen für deren Erteilung beachtet worden sind. Auf diese Vor-
aussetzungen soll nunmehr näher eingegangen werden.
2. Gesetzliche Spezialregelung (§ 1906 Abs. 3, 3a BGB)
Nachdem der Bundesgerichtshof eine Zwangsbehandlung be-
treuter Personen ohne eine ausdrückliche gesetzliche Regelung 
für unzulässig erklärt hatte, hat der deutsche Gesetzgeber be-
reits ein Jahr später eine Ermächtigung zur Durchführung von 
Zwangsbehandlungen eingeführt.49） In § 1906 Abs. 3 S. 1 BGB 
wird nunmehr genau festgelegt, unter welchen Voraussetzungen 
der Betreuer in die Vornahme einer ärztlichen Zwangsmaßnah-
me einwilligen darf. Wie sich aus dem Standort der Regelung er-
gibt, hat der Gesetzgeber die Zwangsbehandlung nur im Rahmen 
der geschlossenen Unterbringung zugelassen, d.h. sie bezieht 
sich nur auf die Behandlung von Personen, denen zu ihrem 
Schutz die Freiheit entzogen worden ist (§ 1906 Abs. 1 BGB).50） 
Im Vordergrund stehen dabei die materiellen Voraussetzungen 
einer Zwangsbehandlung, welche die Anforderungen des Ver-
hältnismäßigkeitsprinzips konkretisieren:
Zuallererst setzt die Rechtfertigung voraus, dass die betreute 
Person einwilligungsunfähig ist (§ 1906 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 BGB); 
dies ist nach dem oben Gesagten selbstverständlich. Soweit die 
48）　Lipp, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 69 (76 f.); Mittag, ebenda, S. 41 (44).
49）　Gesetz zur Regelung der betreuungsrechtlichen Einwilligung in eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme vom 18. Februar 2013 (BGBl. S. 266).
50）　Vgl. die Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 17/11513, S. 6 f.
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betreute Person einwilligungsfähig ist, darf sie nicht gegen ihren 
ausdrücklichen Willen behandelt werden.51） Auch frühere Wil-
lensäußerungen, die der Patient in einwilligungsfähigem Zustand 
abgegeben hat, können einer Zwangsbehandlung entgegenste-
hen (§ 1901a BGB).52） So macht eine zunehmende Zahl von Pati-
enten von der Möglichkeit Gebrauch macht, in einer psychiatri-
schen Vorausverfügung die Grenzen einer ärztlichen Behandlung 
(und Medikation) festzulegen.53）
Zweitens ist die Behandlung gegen den Willen des einwilligungs-
unfähigen Patienten ultima ratio. Sie kommt nur in Betracht, 
wenn zuvor versucht wurde, die betreute Person von der Not-
wendigkeit der Behandlung zu überzeugen und auf dieser 
Grundlage deren Zustimmung zu erreichen (§ 1906 Abs. 3 S. 1 
Nr. 2 BGB).54） Der Überzeugungsversuch muss ernsthaft und mit 
dem nötigen Zeitaufwand, d.h. in der Regel intensiven Gesprä-
chen, unternommen werden.55） Auf den Patienten darf dabei kein 
51）　S. die Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 17/11513, S. 5; s. 
auch die Stellungnahme der Zentralen Ethikkommission (Fußn. 4), A 1335.
52）　S. die Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 17/11513, S.7; 
BVerfG FamRZ 2016, 1738 (1743); Mittag, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 41 
(51); eingehend zu Geltung und Reichweite einer psychiatrischen Vorausverfü-
gung Duttge, in: Pollähne/Lange-Joest (Hrsg.), Heilung erzwungen? ─ Medizini-
sche und psychologische Behandlung in Unfreiheit, 2013, S. 157 (164 ff.).
53）　DIE ZEIT vom 9. 9. 2010, abrufbar unter http://www.zeit.de/2010/37/
M-Patientenverfuegung (letzter Abruf am 6. 12. 2016). Entsprechende Muster 
werden im Internet u.a. vom Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener (BPE) unter 
www.patverfue.de (letzter Abruf am 6. 12. 2016) bereitgestellt.
54）　S. die Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 17/11513, S. 7; s. be-
reits BVerfGE 128, 282 (309 f. m.w.N.).
55）　Dodegge, NJW 2013, 1265 (1267); in der praktischen Umsetzung sind dabei 
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Druck ausgeübt werden, indem diesem etwa angedroht wird, die 
ärztliche Maßnahme unter Anwendung von Zwang durchzufüh-
ren.56） Als Überzeugungsperson kommt in erster Linie der ärzt-
lich beratene Betreuer in Betracht, ggf. aber auch der behandeln-
de Arzt oder eine Vertrauensperson aus dem Angehörigen- oder 
Freundeskreis.57）
Drittens wird schließlich die Schwelle festgelegt, jenseits derer 
der Sorge um das Leben bzw. die Gesundheit der betreuten Per-
son Vorrang gegenüber dem natürlichen Willen eingeräumt wird: 
Die Zwangsmaßnahme muss erforderlich sein, um einen drohen-
den erheblichen Schaden für die Gesundheit der betreuten Per-
son abzuwenden (§ 1906 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 BGB). Dies kommt ins-
besondere in Betracht, wenn infolge der Krankheit selbstschädi-
gende Handlungen (Suizid, Selbstverstümmelung, Vergiftung) zu 
befürchten sind.58） Darauf, ob die Gefahr auf der Anlasserkran-
kung beruht, auf welche die Einwilligungsunfähigkeit des Patien-
ten zurückgeht, oder einer (sonstigen) Begleiterkrankung, 
kommt es nicht an.59）
Des Weiteren setzt die Einwilligung in die Zwangsbehandlung 
voraus, dass der drohende Gesundheitsschaden nicht durch eine 
andere, dem Betreuten zumutbare ärztliche Maßnahme abge-
noch viele Fragen ungeklärt, s. die entsprechende Kritik von Zimmermann, NJW 
2014, 2479 (2480 f.).
56）　BGHZ 201, 324 (328 ff.).
57）　BGH NJW 2014, 2497 (2498).
58）　Dodegge, NJW 2013, 1265 (1267).
59）　S. die Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 17/11513, S. 7.
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wendet werden kann (§ 1906 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 BGB) und der zu 
erwartende Nutzen der Zwangsbehandlung die drohenden Be-
einträchtigungen deutlich überwiegt (§ 1906 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 
BGB).60） Bei der Abwägung sind insbesondere die negativen Fol-
gen bzw. geringeren Erfolgsaussichten einer Behandlung gegen 
den Willen des Patienten einzubeziehen.61） Angesichts der zum 
Teil erheblichen Nebenwirkungen der verwendeten Medikamen-
te (insbesondere von Neuroleptika) kommt es für eine am (sub-
jektiven) Wohl des Betreuten orientierte Entscheidung maßgeb-
lich darauf an, wie belastend die Medikation und wie entwürdi-
gend eine gegebenenfalls erforderliche Gewaltanwendung von 
dem Patienten empfunden wird.62）
In formeller Hinsicht ist schließlich nicht nur die Einwilligung 
des Betreuers, sondern auch eine Genehmigung der Zwangsbe-
handlung durch das Betreuungsgericht erforderlich (§ 1906 Abs. 
3a BGB). Für das gerichtliche Verfahren ist ein Verfahrenspfle-
ger zu bestellen, der die Interessen der betreuten Person im ge-
richtlichen Verfahren wahrnimmt (§ 312 S. 3 i.V.m. § 276 des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ─ FamFG); zudem 
soll das Gutachten zur Notwendigkeit der Zwangsbehandlung 
nicht durch den behandelnden Arzt, sondern durch einen (neut-
ralen) Sachverständigen erstellt werden (§ 321 Abs. 1 S. 5 
60）　S. bereits BVerfGE 128, 282 (309, 311).
61）　BVerfG FamRZ 2016, 1738 (1743); BGH NJW 2014, 2497 (2498); s. auch die 
Stellungnahme der Zentralen Ethikkommission (Fußn. 4), A 1336.
62）　Dodegge, NJW 2013, 1265 (1268).
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FamFG).63）
Liegen diese Voraussetzungen vor, so ist die Zwangsbehandlung 
gerechtfertigt; eine Strafbarkeit des Arztes wegen Körperverlet-
zung scheidet insoweit aus. Im Umkehrschluss bedeutet dies, 
dass eine Rechtfertigung ausgeschlossen ist, soweit die Voraus-
setzungen nach § 1906 Abs. 3, Abs. 3a BGB nicht gegeben sind. 
Dies kann zu problematischen Konsequenzen führen, wie eine in 
diesem Sommer ergangene Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts64） vor Augen führt:
In dem zugrunde liegenden Sachverhalt hatte eine aufgrund ih-
rer psychischen Erkrankung einwilligungsunfähige Patientin die 
Behandlung einer bei ihr festgestellten Krebserkrankung (Ope-
ration, Chemotherapie) abgelehnt. Da die Patientin bettlägerig 
und somit nicht in der Lage war, sich selbstständig fortzubewe-
gen, lehnte das Gericht eine Unterbringung in einer geschlosse-
nen Einrichtung ab, denn eine Freiheitsentziehung sei zur 
Durchführung der Zwangsbehandlung nicht erforderlich. Da die 
gesetzliche Regelung eine Zwangsbehandlung aber nur im Rah-
men einer solchen Unterbringung zuließ, war eine solche nach 
Auffassung des Betreuungsgerichts unzulässig. Die Verknüpfung 
von Zwangsbehandlung und Unterbringung lief also darauf hin-
aus, dass eine Zwangsbehandlung zur Rettung einer Person, die 
nicht nur einwilligungs- sondern auch bewegungsunfähig ist, per 
63）　S. dazu und zu weiteren Verfahrensregelungen: Dodegge, NJW 2013, 1265 (1268 
ff.); Lipp, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 69 (94 ff.); Mittag, ebenda, S. 41 (60 
ff.).
64）　BVerfG FamRZ 2016, 1738; vorgehend BGH FamRZ 2015, 1484.
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se rechtswidrig ist.
Das Bundesverfassungsgericht sah darin einen Verstoß gegen 
das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 
2 Abs. 2 S.1 GG).65） Die aus diesem Grundrecht folgende staatli-
che Schutzpflicht gebiete es, bei einwilligungsunfähigen Perso-
nen die Möglichkeit zu eröffnen, dass diese auch gegen ihren na-
türlichen Willen medizinisch behandelt werden, wenn ihnen 
schwerwiegende Gesundheitsschäden drohen.66） Dem Gesetzge-
ber wurde aufgegeben, auch für bewegungsunfähige Patienten 
einen gesetzlichen Rahmen für eine Zwangsbehandlung zu schaf-
fen; bis zum Erlass einer entsprechenden Regelung ordnete das 
Bundesverfassungsgericht die entsprechende Geltung des § 1906 
Abs. 3 BGB auf diese Fallkonstellation an.67）
Für die Betroffene des Ausgangsverfahrens kam diese Anord-
nung zu spät; sie war im Laufe des verfassungsgerichtlichen Ver-
fahrens verstorben. Ungeachtet des Umstands, dass die verfas-
sungsgerichtliche Anordnung für zukünftige Fälle dieser Art eine 
Zwangsbehandlung ermöglicht, legt das Verfahren doch eine 
problematische Konsequenz der jüngeren Rechtsprechung offen: 
Vom Gesetzgeber nicht bedachte Konstellationen können dazu 
führen, dass der Schutz einwilligungsunfähiger Personen lücken-
haft wird, weil eine Zwangsbehandlung gesetzlich nicht vorgese-
hen und daher bei einer strikten Anwendung der Lehre vom Ge-
65）　BVerfG FamRZ 2016, 1738 (1740 f.).
66）　BVerfG FamRZ 2016, 1738 (1741).
67）　BGBl. 2016 I S. 2159.
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setzesvorbehalt ausgeschlossen ist.68） Eine Rechtfer tigung 
kommt danach nur aufgrund und nach Maßgabe einer ausdrück-
lichen und präzisen gesetzlichen Regelung in Betracht. Soweit 
eine solche nicht greift, bleibt für das Betreuungsgericht nur 
noch die Möglichkeit, die Verfassungswidrigkeit dieses Befundes 
im Rahmen einer konkreten Normenkontrolle zu monieren, um 
dem Verfassungsgericht die Möglichkeit zu geben, diese Lücke 
durch eine vorläufige Anordnung zu schließen.
3. Notstand (§ 34 StGB)
Wie das vorstehend geschilderte Verfahren gezeigt hat, ist dieser 
Weg beschwerlich und mit dem Risiko behaftet, dass die verfas-
sungsgerichtliche Anordnung für die betreute Person zu spät 
kommt. Es nimmt daher kaum Wunder, dass im Schrifttum bei 
„Notfällen“ auch eine Anwendung des rechtfertigenden Not-
stands (§ 34 StGB) befürwortet wird.69）
Sieht man ─ wie der Bundesgerichtshof ─ in der Zwangsbe-
handlung einen vom Betreuer zu verantwortenden Grundrechts-
eingriff, so ist die ergänzende Heranziehung des § 34 StGB indes 
verfassungsrechtlich problematisch, da auf diese Weise das Er-
fordernis einer hinreichend bestimmten gesetzlichen Ermächti-
68）　S. bereits BGH FamRZ 2008, 866 (867); s. auch LG Kassel BeckRS 2012, 20957. 
Bei der Neuregelung im Jahr 2013 wurde bewusst auf eine Regelung zur ambu-
lanten Zwangsbehandlung verzichtet, s. dazu Mittag, in: Henking/Vollmann (Fußn. 
8), S. 41 (64); s. auch die die Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 
17/11513, S. 6.
69）　Dodegge, NJW 2013, 1265 (1268); Zimmemann, NJW 2014, 2479.
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gung unterlaufen wird.70） Diesen Bedenken lässt sich allerdings 
entgegenhalten, dass eine strikte Anwendung des Gesetzesvor-
behalts (s.o. unter 1.) unter Umständen zu einer Verkürzung des 
Grundrechtsschutzes führt, wie die erwähnte Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zeigt. Das BVerfG hat denn auch an-
gedeutet, dass die strikten Anforderungen des Gesetzesvorbe-
halts in akuten Notfällen nicht oder zumindest nicht uneinge-
schränkt gelten.71） Dieser Vorbehalt böte zugleich ein Ventil, um 
der Kritik zu begegnen, die aus ärztlicher Sicht an einem rigoro-
sen Verbot von Zwangsbehandlungen geübt worden ist, mit dem 
der aufgrund seiner Krankheit einwilligungsunfähige Patient sein-
em Schicksal überlassen werde.72） Andererseits darf als gesi-
chert gelten, dass eine Anwendung des § 34 StGB nicht dazu führ-
en darf, dass vom Gesetzgeber geschaffene Verfahren unterlauf-
en werden.73） Für die Rechtfertigung der Zwangsbehandlung be-
deutet dies, dass die vom Gesetzgeber insoweit geschaffenen 
Spezialregelungen Vorrang gegenüber der allgemeinen Not-
standsregelung genießen.74）
Dieser Vorrang erstreckt sich grundsätzlich auch auf den Fall, 
dass eine Zwangsbehandlung nicht die Voraussetzungen des §
70）　Henking, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 103 (115).
71）　BVerfG NJW 2013, 2337 (2338); s. auch BVerfGE 128, 282 (315).
72）　S. die Kritik der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie und 
Nervenheilkunde (DGPPN) in ihrer Stellungnahme zur neueren Rechtsprechung 
des BVerfG vom 17. Januar 2012, abrufbar unter http://www.dgppn.de/direct-
mail/pm-zwangsbehandlung.html (letzter Abruf am 6. 12. 2016).
73）　Jakobs, Strafrecht Allgemeiner Teil, 2. Aufl. 1991, Abschn. 13 Rn. 36; Neumann, 
in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen (Fußn. 1), § 34 Rn. 119.
74）　BGH FamRZ 2015, 1484 (1490); s. auch zur Zwangsbehandlung im Maßregel-
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1906 Abs. 3, 3a BGB erfüllt, und schließt damit eine ergänzende 
Heranziehung des § 34 StGB aus. Dieser Vorrang der Spezialre-
gelung spiegelt sich vor allem aber auch darin wider, dass es bei 
der Rechtfertigung einer Zwangsbehandlung um die Lösung ei-
nes Konflikts zwischen Rechtsgütern ein- und derselben Person 
geht, nämlich dem Recht auf Selbstbestimmung einerseits und 
der Wahrung von Gesundheit und Leben andererseits.75） Eine In-
teressenabwägung nach Maßgabe des § 34 StGB würde die Mög-
lichkeit eröffnen, auch ohne Einhaltung der verfahrensrechtli-
chen Sicherungen (u.a. Genehmigung des Betreuungsgerichts), 
unter Umständen sogar ohne Einwilligung des Betreuers76）, zu ei-
ner Rechtfertigung zu gelangen. Dies stünde nicht nur in kras-
sem Gegensatz zu der Bedeutung, die dem Selbstbestimmungs-
recht des Patienten zukommt, sondern widerspräche auch dem 
Bekenntnis des Gesetzgebers zum Erfordernis einer Einwilli-
gung im Patientenrechtegesetz. Eine Rechtfertigung der Zwangs-
behandlung nach § 34 StGB scheidet daher aus.77） Diese Stär-
kung der Patientenautonomie bei einwilligungsunfähigen Patien-
ten hat freilich auch ihren Preis: So zeigen erste Erfahrungen mit 
der neuen gesetzlichen Regelung, dass krankheitsbedingte ag-
gressive Übergriffe untergebrachter Patienten (§ 1906 Abs. 1 
BGB), die eine Behandlung ablehnen, und infolgedessen zum 
Schutz von Mitpatienten und Klinikpersonal notwendige mecha-
nische Sicherungen (Fixierungen o.ä.) zunehmen; andererseits 
vollzug: Schöch, GA 2016, 553 (560).
75）　Henking, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 103 (116 f.).
76）　S. insoweit auch die Eilkompetenz des Betreuungsgerichts nach § 1906 Abs. 3 
S. 2 i.V.m. §1846 BGB und dazu BT-Drucks. 17/11513, S. 7.
77）　Henking, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 103 (117).
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trägt der weitgehende Verzicht auf Zwangsbehandlungen dazu 
bei, dass die Mehrheit der Patienten sich von der Notwendigkeit 
einer Behandlung überzeugen lässt.78）
IV. Fazit
Nach alledem ist festzuhalten, dass eine Zwangsbehandlung nur 
in den engen Grenzen zulässig ist, die der Gesetzgeber vor weni-
gen Jahren festgelegt hat. Die Einwilligung des Betreuers ist ─
ebenso wie die gerichtliche Genehmigung der Zwangsbehand-
lung ─ zwingende Voraussetzung einer Rechtfertigung. Die 
Neuregelung des § 1906 Abs. 3, 3a BGB ist zu begrüßen, weil sie 
das Selbstbestimmungsrecht des einwilligungsunfähigen Patien-
ten stärkt, indem sie ärztliche Zwangsmaßnahmen strengen und 
klar definierten Voraussetzungen unterwirft. Diese strengen An-
forderungen dürfen nicht durch einen Rückgriff auf den rechtfer-
tigenden Notstand (§ 34 StGB) unterlaufen werden. Das Ver-
dienst der jüngeren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
und des Bundesverfassungsgerichts, diese Neuregelung ange-
stoßen zu haben, hat damit jedoch auch eine Kehrseite, nämlich 
dass eine Zwangsbehandlung jenseits dieser gesetzlichen Rege-
lung unzulässig bzw. in Ermangelung einer hinreichend be-
stimmten gesetzlichen Grundlage sogar verfassungswidrig ist. In 
Bezug auf einwilligungsunfähige Erwachsene hat das Bundes-
verfassungsgericht bereits einmal nachbessern müssen. Ange-
78）　S. den Überblick über erste Erhebungen bei Albus/Brieger/Schreiber, Recht 
und Psychiatrie 2015, 193 (194 f.). Aus ärztlicher Sicht wird in diesem Zusammen-
hang allerdings darauf hingewiesen, dass die Zwangsfixierung sich für den Pati-
enten unter Umständen als belastender erweisen kann als die Zwangsbehandlung 
mit Medikamenten, s. Vollmann, in: Henking/Vollmann (Fußn. 8), S. 153 (160 f.).
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sichts der hohen materiellen Anforderungen an die Rechtferti-
gung einer Zwangsbehandlung ist jedoch zu erwarten, dass sol-
che Konstellationen die absolute Ausnahme bleiben werden.
Anhang: §1906 BGB i.d.F. vom 18. Februar 2013 (BGBl. I S.266):
§ 1906 Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der Unterbringung
(1)  Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentzie-
hung verbunden ist, ist nur zulässig, solange sie zum Wohl des Betreuten erfor-
derlich ist, weil
1.  auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behin-
derung des Betreuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst tötet oder erhebli-
chen gesundheitlichen Schaden zufügt, oder
2.  zur Abwendung eines drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens eine 
Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein ärztli-
cher Eingrif f notwendig ist, ohne die Unterbringung des Betreuten nicht 
durchgeführt werden kann und der Betreute auf Grund einer psychischen 
Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der 
Unterbringung nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann.
(2)  Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig. 
Ohne die Genehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Auf-
schub Gefahr verbunden ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 
Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen 
wegfallen. Er hat die Beendigung der Unterbringung dem Betreuungsgericht 
anzuzeigen.
(3)  Widerspricht eine ärztliche Maßnahme nach Absatz 1 Nummer 2 dem natürli-
chen Willen des Betreuten (ärztliche Zwangsmaßnahme), so kann der Betreuer 
in sie nur einwilligen, wenn
1.  der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder 
seelischen Behinderung die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht er-
kennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann,
2.  zuvor versucht wurde, den Betreuten von der Notwendigkeit der ärztlichen 
Maßnahme zu überzeugen,
3.  die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen der Unterbringung nach Absatz 1 
zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, um einen drohenden erheblichen ge-
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sundheitlichen Schaden abzuwenden,
4.  der erhebliche gesundheitliche Schaden durch keine andere dem Betreuten 
zumutbare Maßnahme abgewendet werden kann und
5.  der zu erwartende Nutzen der ärztlichen Zwangsmaßnahme die zu erwarten-
den Beeinträchtigungen deutlich überwiegt.
§1846 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der Erfüllung seiner Pflichten 
verhindert ist.
(3a)  Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme bedarf der Genehmigung 
des Betreuungsgerichts. Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche 
Zwangsmaßnahme zu widerrufen, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Er hat 
den Widerruf dem Betreuungsgericht anzuzeigen.
(4)  Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in ei-
ner Anstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält, ohne unter-
gebracht zu sein, durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf an-
dere Weise über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit entzo-
gen werden soll.
(5)  Die Unterbringung durch einen Bevollmächtigten und die Einwilligung eines 
Bevollmächtigten in Maßnahmen nach den Absätzen 3 und 4 setzen voraus, 
dass die Vollmacht schriftlich erteilt ist und die in den Absätzen 1, 3 und 4 ge-
nannten Maßnahmen ausdrücklich umfasst. Im Übrigen gelten die Absätze 1 
bis 4 entsprechend.
